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An den  

1740 C-3Vorsitzenden des Hauptausschusses 

über 

den Präsidenten des Abgeordnetenhauses von Berlin 

über Senatskanzlei – G Sen –  

 
 
 
Leistungen für Pflege und Hilfe für Schüler/innen mit sonderpädagogischem Förder-
bedarf – Schulhelfer/innen 
hier: Bewertung des Gutachtens der AG GEM  
   
 
Kapitel 1020   Titel 671 81 

 
67. Sitzung des Hauptausschusses vom 14. Oktober 2009 
84. Sitzung des Hauptausschusses vom 05. Mai 2010 
Rote Nr’n. 1740 A , 1740 B, 1740 C-1 und 1740 C-2 
 
Ansatz des abgelaufenen Haushaltsjahres:          €   
Ansatz des laufenden Haushaltsjahres:           €  Für das nach- 
Ansatz des kommenden Haushaltsjahres:          €  folgende Thema 
Ist des abgelaufenen Haushaltsjahres:            €  nicht von 
Verfügungsbeschränkungen:            €  Bedeutung 
Aktuelles Ist:               € 

 
Gesamtkosten:       
 
 
 
Der Hauptausschuss hat in seiner oben bezeichneten 67. Sitzung im Rahmen der Lesungen 
zum Doppelhaushaltsplan 2010/2011 nach Aussprache zum Titel 67181 (Schulhelfer/innen) 
Folgendes beschlossen: 
 
„SenBildWiss wird gebeten, dem Hauptausschuss zum 31. März 2010 eine Bewertung des 
Gutachtens der AG GEM und die Schlussfolgerungen daraus, die die Senatsverwaltung dar-
aus ziehen wird, vorzulegen.“ 
 
Der Hauptausschuss hat in seiner oben bezeichneten 84. Sitzung Folgendes beschlossen: 
 
„SenBildWiss wird gebeten, in die Vorlage des Schlussberichts zur Bewertung des Gutach-
tens der AG GEM eine synoptische Darstellung aufzunehmen, aus der hervorgeht, welche 
Vorschläge aus dem Gutachten übernommen, verändert oder gar nicht berücksichtigt worden 
sind.“ 
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Es wird gebeten, mit nachfolgendem Bericht die Beschlüsse als erledigt anzusehen. 
 
 
1. Einleitung 
 
Bei dem so genannten „Gutachten der AG GEM“ handelt es sich um einen Modellvorschlag 
des Arbeitskreises Gemeinsame Erziehung behinderter und nichtbehinderter Kinder und Ju-
gendlicher (AK GEM) mit dem Titel: „Darstellung der Ressourcen für den Gemeinsamen Un-
terricht. Ein Modellvorschlag zur kostenneutralen Umsetzung gemeinsamer Unterrichtung 
und Erziehung im ganzen Land Berlin“.  
 
Der Modellvorschlag, beschlossen im Arbeitskreis Gemeinsame Erziehung behinderter und 
nichtbehinderter Kinder und Jugendlicher im Februar 2009, untersucht, ob eine kostenneutra-
le flächendeckende Umsetzung des Gemeinsamen Unterrichts (GU) in Berlin möglich ist und 
verweist auf die Gesetzeskraft der UN-Konvention über die Rechte von Menschen mit Behin-
derung. In dem Vorschlag wird geprüft, ob dies mit den gegenwärtigen personellen Ressour-
cen des Landes Berlin im Bereich der sonderpädagogischen Förderung und unter einem 
weitgehenden Verzicht auf die Sonderschulen im Bereich Lernen, emotionale und soziale 
Entwicklung und Sprache kostenneutral zu realisieren ist.  
 
Das Ergebnis des Modellvorschlags des AK GEM formuliert, „dass es keine finanziellen 
Gründe gegen eine flächendeckende Umsetzung des Gemeinsamen Unterrichts (GU) gibt.“  
 
 
2.  Annahmen des Modellvorschlags des AK GEM 
 
• Eine sonderpädagogische Unterstützung wird für 6,5% aller Schüler/-innen (Klasse 1-10) 

vorgehalten:  
o 4,5% „Lernen“, „Emotionale und soziale Entwicklung“ und „Sprache“ (LES); 
o 2,0% übrige Schwerpunkte: „Geistige Entwicklung“, „Sehen“, „Hören“, „körperliche 

und motorische Entwicklung“,  „Autismus“ (SEN) 
 
• 4 Stunden sonderpädagogische Förderung werden allen Schülerinnen und Schülern mit 

sonderpädagogischem Förderbedarf (alle Förderschwerpunkte) im Gemeinsamen Unter-
richt und in Sonderschulen zuerkannt. Die in den Sonderschulen vorhandenen weiteren 
personellen Ressourcen für Betreuung und Unterstützung werden bei einem Gemeinsa-
men Unterricht mit verlagert. 

 
• Eine spätere Differenzierung der Ausstattung für die Einzelschulen nach sozialen und 

regionalen Unterschieden ist erforderlich. 
 
• Es wird auf individuelle Feststellungsverfahren in den Förderschwerpunkten Lernen, emo-

tionale und soziale Entwicklung und Sprache (LES) verzichtet; stattdessen ist eine schul-
interne Förderdiagnostik vorgesehen.  

 
• Es erfolgt keine Zuweisung der Schüler/-innen LES an Sonderschulen. Das entsprechen-

de Personal wird jahrgangsweise in die allgemeinen Schulen verlagert. 
 
• Für alle übrigen Förderschwerpunkte gilt die Feststellungsdiagnostik („Geistige Entwick-

lung“, „Sehen“, „Hören“, „Körperliche und motorische Entwicklung“ und  „Autismus“). Es 
gilt das uneingeschränkte Recht der Kinder auf integrative Unterrichtung und Erziehung  
ohne Haushaltsvorbehalt. 
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• Bei sinkenden Schülerzahlen wird die „demografische Rendite“ zur dringend notwendigen 

Verbesserung der Ausstattung vor allem in den Förderschwerpunkten „Lernen“ und „emo-
tionale und soziale Entwicklung“ genutzt. 

 
 
3. Synoptische Darstellung 
 
Die synoptische Darstellung stellt den Annahmen des Modellvorschlags des AK GEM  
Positionen aus dem Gesamtkonzept „Inklusive Schule“ gegenüber. 
 
Modellvorschlag AK GEM Gesamtkonzept „Inklusive Schule“  
 
Sonderpädagogische Unterstützung wird für 
6,5% aller Schüler/innen (Klasse 1-10) vor-
gehalten:  
• 4,5% „Lernen“, „emotionale und soziale 

Entwicklung“ und „Sprache“ (LES); 
• 2,0% übrige Schwerpunkte: „Geistige Ent-

wicklung“, „Sehen“, „Hören“, „körperliche 
und motorische Entwicklung“,  „Autismus“ 
(SEN) 

 

 
Es wird von einer durchschnittlichen sonder-
pädagogischen Förderquote von 6,5% der 
Schüler/innen der Jahrgangsstufen 1-6 und 
von 5,5% der Schüler/innen in den Jahrgangs-
stufen 7-10 für alle Behinderungsarten ausge-
gangen. 
 
LES an Grundschulen: 4,5% (in Abhängigkeit 
von der sozialen Belastung 3,5, 4,5 oder 5,5 
Prozent) 
LES in der Sek I: 3,5% ( in Abhängigkeit von 
der sozialen Belastung 2,5, 3,5 oder 4,5 Pro-
zent) 
 
2,0% übrige Schwerpunkte: „Geistige Entwick-
lung“, „Sehen“, „Hören“, „Körperliche und mo-
torische Entwicklung“, „Autismus“ 
 

 
4 Stunden sonderpädagogische Förderung 
werden allen Schülerinnen und Schülern mit 
sonderpädagogischem Förderbedarf (alle 
Förderschwerpunkte) im Gemeinsamen Un-
terricht und in Sonderschulen zuerkannt. 

 
Zusätzliche Stundenzuweisung differenziert 
nach Förderschwerpunkten in der Inklusion: 
 
Gruppe 1 ( LES, Hören, Sehen, Körperlich-
motorische Entwicklung) 
2,5 Std. Grundstufe; 3,0 Std. Sek I/II 
 
Gruppe 2 (Blinde, Gehörlose) 
5,0 Std. Grundstufe; 6,0 Std. Sek I/II 
 
Gruppe 3 ( Geistige Entwicklung, Autismus, 
Schwerstmehrfachbehinderung) 
8,0 Std. 
 
Ausstattung der Sonderschulen nach bisheri-
gen Vorgaben, differenziert nach Förder-
schwerpunkten 
 
  

 
Die in den Sonderschulen vorhandenen weite-
ren personellen Ressourcen für Betreuung 
und Unterstützung sowie die bisherigen 
schulbezogenen Anrechnungsstunden für 

 
Die weiteren personellen Ressourcen der 
Sonderschulen (PU, Betreuer/innen, Erzie-
her/innen) werden bei einem Gemeinsamen 
Unterricht mit  
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Leitungsstrukturen und für beratende diagnos-
tische Aufgaben werden zum Gemeinsamen 
Unterricht mit verlagert. 

verlagert. Ein wesentlicher Anteil der bisheri-
gen schulbezogenen Anrechnungsstunden für 
Leitungsstrukturen sowie für beratende dia-
gnostische Aufgaben wird für die Ausstattung 
von Beratungs- und Unterstützungszentren 
verwendet.  
 

 
Eine spätere Differenzierung der Ausstattung 
für die Einzelschulen nach sozialen und regio-
nalen Unterschieden ist erforderlich. 

 
Eine Differenzierung der Ausstattung der 
Schulen nach sozialen und regionalen Unter-
schieden wird als notwendig erachtet und wur-
de in das Konzept eingearbeitet.  
 

 
Verzicht auf individuelle Feststellungsverfah-
ren in den Förderschwerpunkten Lernen, E-
motionale und soziale Entwicklung und Spra-
che (LES), dafür schulinterne Förderdiagnos-
tik.  

 
Für LES in der Inklusion ist der Verzicht auf 
individuelle Feststellungsverfahren vorgese-
hen. Stattdessen sollen die Schulen zu ver-
bindlichen lernentwicklungsbegleitenden för-
derdiagnostischen Verfahren verpflichtet wer-
den. 
Für die schweren Behinderungen und bei El-
ternwunsch auf Besuch eines Förderzentrums 
LES bleiben die Feststellungsverfahren erhal-
ten. 
 

 
Keine Zuweisung der Schüler/-innen LES an 
Sonderschulen. Das entsprechende Personal 
wird jahrgangsweise in die allgemeinen Schu-
len verlagert. 

 
Für L und E ist dies in der Schulanfangsphase 
bereits geregelt. 
Bei Sicherstellung der benötigten sonderpäda-
gogischen Förderung soll vor allem die Schü-
lergruppe LES zukünftig in den Grundschulen 
verbleiben und nach Abschluss der 6. Klasse 
in die Integrierten Sekundarschulen oder 
Gymnasien aufgenommen werden. Dabei soll 
das Elternwahlrecht gewährleistet bleiben. 
Der sonderpädagogische Förderbedarf Spra-
che wird auf die Jahrgangsstufen 1-6 begrenzt.
 

 
Feststellungsdiagnostik für alle übrigen För-
derschwerpunkte („Geistige Entwicklung“, 
„Sehen“, „Hören“, „körperliche und motorische 
Entwicklung“ und  „Autismus“) Es gilt das un-
eingeschränkte Recht der Kinder auf integrati-
ve Unterrichtung und Erziehung ohne Haus-
haltsvorbehalt.  

 
Feststellungsverfahren haben für diese Behin-
derungsarten Bestand. 
Der Vorrang des gemeinsamen Unterrichts ist 
in § 36 (2) des Berliner Schulgesetzes festge-
schrieben. 
Bei Elternwunsch soll jedem Kind mit sonder-
pädagogischem Förderbedarf ein inklusiver 
Schulplatz zur Verfügung gestellt werden. Dies 
kann wegen der erforderlichen räumlichen und 
personellen Ausstattung, vor allem für Schü-
ler/innen mit schweren Behinderungen, in in-
klusiven Schwerpunktschulen erfolgen. 
Voraussetzung ist dafür eine bezirkliche Schul-
entwicklungsplanung für die Gewährleistung 
entsprechender Schulplätze und die Einrich-
tung von inklusiven Schwerpunktschulen.  
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Bei sinkenden Schülerzahlen wird die „demo-
grafische Rendite“ zur dringend notwendigen 
Verbesserung der Ausstattung vor allem in 
den Förderschwerpunkten Lernen und emoti-
onale und soziale Entwicklung genutzt. 
 

 
Die Berechnungen für die Weiterentwicklung 
der sonderpädagogischen Förderung basieren 
auf den Ressourcen aus dem Schuljahr 
2008/09, und bezogen auf diese Gesamtkos-
ten ist das Gesamtkonzept kostenneutral. 

 
 
 
4. Bewertung 
 
Der Modellvorschlag  sowie die weiteren Hinweise und Stellungnahmen des AK GEM wurden 
in die Überlegungen zur weiteren Realisierung des Vorrangs des gemeinsamen Unterrichts 
im Zusammenhang mit der aktuellen inklusionspädagogischen Entwicklung einbezogen.  
 
Seit April 2009 wurde in einer Arbeitsgruppe unter Beteiligung  von Vertretern aus Schulen, 
Schulaufsicht, Lehrerfort- und -ausbildung an einem gesamtstädtischen Konzept gearbeitet,  
das auch Fragen der sonderpädagogischen Förderung bei einem veränderten Verfahren zur 
Feststellung prüft. Ebenso werden die prozentualen Steigerungen beim sonderpädagogi-
schen Förderbedarf und die unterschiedlichen Entwicklungen in den Berliner Bezirken  be-
trachtet und Lösungsvorschläge erarbeitet. Die Vernetzung der Personalressourcen der son-
derpädagogischen Förderzentren und des gemeinsamen Unterrichts – wie bereits in der 
Schulanfangsphase praktiziert – ist eine weitere Gelingensbedingung. Das Gesamtkonzept 
„Inklusive Schule“ zur Verwirklichung des Vorrangs des gemeinsamen Unterrichts  und zur 
Umsetzung der UN-Konvention über die Rechte von Menschen mit Behinderungen wurde 
dem Abgeordnetenhaus mit der Drucksache 16/3822 vorgelegt. 
 
Der Prozess der Realisierung des Gemeinsamen Unterrichts und der Inklusion in den Berli-
ner Schulen unter Einbeziehung der Ressourcen aus den Förderzentren, insbesondere „Ler-
nen“, „Emotionale und soziale Entwicklung“ und „Sprache“ (LES),  wird in einem abgestimm-
ten Zeitplan sukzessive erfolgen. Für diesen Prozess, der intensive Kooperation und perso-
nelle Verzahnung, Transparenz und Einsicht voraussetzt, ist eine hohe Akzeptanz in der 
Schulöffentlichkeit notwendig. 
 
 
In Vertretung 
Claudia Zinke 
Senatsverwaltung für Bildung,  
Wissenschaft und Forschung 
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